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Nr. 75.

Anrechnung des Kriegsjahres 1917.

Auf Jhren Bericht vom 24..Januar 1917 bestimme Jch: Meine Order vom 7. September 1915

Eberdie»Anrechnungvon Kriegsjahrenaus Anlaß des gegenwärtigenKrieges gilt auch für das
alenderjahr1917· Denjenigen Kriegsteilnehinern, denen auf Grund der genannten Order oder

et Order vom 24. Januar 19t6 bereits Kriegsjahre anzurechnen find, ist ein weiteres Kriegsjahr
anzurerhnen, wenn sie die Bedingungen auch für das Kalenderjahr 1917 erfüllt haben.

Allerhöchstvollzogen, Großes Hauptquartier, den 80. Januar 1917.

wilhelin.
v. Bethmann Hollweg.

An den ReichskanzlerReichs-Schatz-Anit.I. 1174.

Berlin, den 1. März 1917.

19 VorstehendeAllerhöchsteOrdre bringe ich unter Beziehung auf Marineverordnungsblatt

NEMer236 Seite 800X301 und Marineverordnungsblatt 1916 Nr. 31 Seite 33 zur Kenntnis
arine.

«

Der Staatssekretärdes Reichs-Marine-Amts.
b. 455. v. Capelle.
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Nr. 76.

Großherzoglich Hefsischer Dankerlaß.

An Meine

Durch Gottes Gnade ist es Mir heute vergönnt, die fündundzwanzigstejWiederkehr Meine-—-
Regierungsantritts zu begehen. Dieser Gedenktag fällt in eine ernste Zeit, die von Jedem an

seiner Stelle volle Hingabe an die heilige Sache des Vaterlandes fordert. Ihr, an die des Kaisers
Ruf zu den Fahnen ergangen ist, habt Euch der schwerenAufgabe des Krieges gewachsen gezeigt

Mit Dank und Anerkennung gedenkeJch daher heute Meiner unter den Waffen stehenden
Landeskinder, die vor dem Feind und in der Heimat unsere Ehre und unser Dasein schützen
Dankbarkeit erfülltMich zugleich für die Tapferen, die ihr Leben für das Vaterland gelassenhaben.
Das Los ihrer Hinterbliebenen sowie der durch Verwundung und Krankheit Geschädigtenzu lindern,

betrachte Jch, gestütztauf die opferwillige Mitarbeit Meines Volkes, als Meine vornehmste Pflicht

Als erneutes iiußeresZeichen Meiner Lilnerkennung für die ruhmvollen Kriegstateu Meiner

Hessen habe Jch heute das »Kriegerehreuzeichen in Eisen« gestiftet. Jch will es hessischen
Staatsangehörigen, die sich bei andauernder Betätigung in vorderster Kampflinie durch Tapferkeit
ausgezeichnet und ihr Blut vergossen haben, auf Vorschlag ihrer Vorgesetzten und auf Grund

besonders ergehender Bestimmungen verleihen.
Mit Meinem Volk weiß Jch Mich eins in der festen Zuversicht, daß die Söhne des

Hessenlandes wie sie des alten Ehrennamens der ,,blinden Hessen«bisher sich würdig gezeigt
haben, so auch fernerhin in Pflichttreue und Tapferkeit dazu beitragen werden, den deutschen
Waffen den Sieg, unserem geliebten deutschen Vaterland einen ehrenvollen Frieden zu erringen.

Darmstadt, den 13. März 1917.

Ernst Ludwig.

Hessen in Heer und Flotte!

Berlin,den 13. März 1917.

Vorstehender HöchsterErlaß wird zur Kenntnis der Marine gebracht.

Der Staatssekretär des Reichs-Marine-Amts.

Jn Vertretung
A.I(1. 301(3. Hebbinghaus

Nr) 77.

Bekanntmachung über die Vorverlegnng der Stunden während der Zeit
vom 16. April bis 17. September 1917.

Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Gesetzes über die Ermächtigungdes Bundesrats zu

wirtschaftlichenMaßnahmen usw. vom 4. August 1914 (Reichs-Gesetzblatt Seite 327) folgende
Verordnung erlassen:

§ 1.

Für die im § 2 vorgeseheneZeitspanne ist die gesetzlicheZeit in Deutschland die mittlere
X

Sonnenzeit des dreißigstenLängengradsöstlichvon Greenwich (Sommerzeit).

?
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§ :Z.

Die Sommerzeit beginnt am 16. April 1917·vormittags2.Uhr nach der gegenwärtigen
Zeitrechnungund endet am 17. September1917 vormittags 3 Uhr un Sinne dieser Verordnung.

Die öffentlichangebrachtenUhren find am 16. April t917 ovrmittags2 Uhr auf 3 Uhr
Vorzustellen,am 17. September 1917 vormittags 8 Uhr im Sinne dieser Verordnung auf 2 Uhr
zurückzustellen.

"

Von der am 1"7. September 1917 doppelt erscheinendenStunde-von2 bis 3 Uhr vor-

mittags wird die erste Stunde als BA-»2A 1 Min· Uim bis LÄ 09 Mm" die zweite als LE-
213 1 Min. usw. bis ZB 59 Min. bezeichnet-

Berlin, den 1()«.Februar l917.

Der Stellvertreter des Reichskanzlers

Dr· Fpelfferich

Berlin, den 4. März 1917.

sVorstehende Bekanntmachungwird hierdurch zur Kenntnis der Marine gebracht.

Der Staatssekretär des Reichs-Marine-Amts.

Jn Vertretung
A. 11). 2566, Hebbinghaus

Nr. 78.

Verordnungüber Versicherung der im vaterländischenHilfsdienst Befchäftigten.
Vom 24. Februar 1917.

Der Bundesrat hat auf Grund des § 19 des Gesetzes über den vaterländischenHilfsdienst vom

Dezember1916 (Reichs-Gesetzbl.S. 1333) mit Zustimmungdes vom Reichstag gewählten
JnsschussesUnd auf Grund des § 3 des Gesetzes über die Ermächtigungdes Bundesrats zu
lmrtscljaftlichenMaßnahmenusw. oom 4. August 1914 (Reichs-Gesetzbl.S. 827) folgende Ver-
denung erlassen:

l. Allgemeine Vorschriften.

Si.
(-

- Wer eine Beschäftigungim Sinne des Gesetzes über den vaterländischenHilfsdienst vom
o- Dezember 1916 (Reichs-Gesetzbl.S. 1333) ausübt,»unterliegt, auch wenn er nicht dienstpflichtig
nach·§ 1 dieses Gesetzes ist, den Vorschriften über die reichsgesetzlicheArbeiter- und Angestellten-
Verslckzerungsoweit diese Verordnung nichts anderes bestimmt. Dies gilt auch dann,« wenn die
. escheftigungnicht auf Grund freiwilliger Meldung (§ 7 des genannten Gesetzes)ftattfindet. Eine

ergutung ist stets Entgelt im Sinne der Vorschriften über die reichsgesetzlicheArbeiter- und

ngeftelltenversicherung.
§ L-

t
.,

.

Einer Satzungsänderungauf Grund dieser Vorschriften bedarf für die Versicherungs-
ragct nicht,
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ll. Kranker ersicherung.

Setzt die Satzung einer Krankenkasse den Ortslohn als Grundlohn fest, so gilt dies nicht
für Personen, die im vaterländischenkHilfsdiensteine nach den Vorschriften derReichsverficherung
landkassenpflichtigeBeschäftigungübernehmen,sofern sie in den dem erstmaligen Eintritt ineine

landkassenpflichtigeHilfsdiensttätigkeitvorangegangenen zwölf Monaten mindestens sechsundzwanzig
Wochen oder unmittelbar vorher mindestens sechs Wochen bei einer Krankenkassemit einem anderen

Grundlohn als dem Ortslohn oder bei einer knappschaftlichenKrankenkasseversichertwaren
Soweit diesexPersonennicht als Betriebsbeamte, Werkmeister oder andere Angestellte in

ähnlichgehobener Stellung beschäftigtwerden, gelten sie als Facharbeiter im Sinne des § 181

Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung,auch wenn sie nicht als solche tätig sind.
Auf diese Beschäftigtensind die Vorschriften der §§ 418 bis 425 der Reichsversicheruugs-

ordnung nicht anwendbar. Bei Anwendung des § 418 Abs. 2 Nr. 3 und des § 419 Abs. l

Satz 2 der Reichsoersicherungsordnungbleiben sie bei Feststellung der sämtlichenin der Landwirt-

schaft BeschäftigtenUnd der sämtlichenBefreiten des Arbeitsgebers außer Betracht.

§4.

Soweit der Erwerb eines Rechtes nach der Reichsversicherungoder der Satzung einer

Krankenkasse davon abhängt, daß eine Wartezeit bei einer Krankenkassezurückgelegtist oder eine

Versicherung von bestimmter Dauer innerhalb eines gleichfalls bestimmtenZeitraums bestanden hat,
darf eine Beschäftigungim vaterländischenHilssdienst, durch die der Beschäftigteaus der Kranken-

kasse oder der Versicherungausscheidet, nicht zu seinem Nachteil angerechnet werden. Dies gilt
auch für die Dauer einer Erwerbslosigkeit bis zu sechs Wochen, die in die ersten sechs Wochen
nach der Beschäftigungfällt.

Die Zeit von mindestens sechs Monaten nach § 199 der Reichsversicherungsordnung
steht einer Wartezeit im Sinne des Abs. 1 gleich.

Jm übrigen gilt § 2 des Gesetzes, betreffend Erhaltung von Anwartschaften aus der

Krankenversicherung vom 4. August 1914 (Reichs-Gesetzbl. S. 334) entsprechend

§5·

Vorschriften der Reichs-versicherung,nach denen Personen, die gegen Krankheit versichert
sind, durch einen Aufenthalt im Ausland Rechtsnachteile erleiden, gelten nicht für Personen,
die im Ausland im"vaterländischenHilssdienst beschäftigtsind. Der Aufenthalt solcher Personen
im Ausland steht insoweit einem Aufenthalt im Jnland gleich.

§ 6.

Wer wegen einer Beschäftigungim vaterländischenHilfsdienst zu einer andern Kranken-
kasse übergetretenist, darf, wenn er aus dieser ausscheidet, das Recht zur Weiterversicherung nach
§313 der Reichsversicherungsordnungwahlweise bei ihr oder seiner früherenKasse ausüben.

.Meldet er sieh bei der früherenKasse, so kann diese ihn ärztlichuntersuchen lassen. Für
eine Erkrankung, die beim Wiederbeitritt bereits besteht, hat er einen Anspruch nur gegen die
andere Kasse, und zwar auf die Leistungen, die sie im Falle der Weiterversicherung bei ihr zu
gewähren hätte. Auf ihren oder seinen Antrag erhält der Versicherte diese Leistungen von der

früherenKasse. Geschieht es ans seinen Antrag, so hat die frühere Kasse der andern binnen
einer Woche den Eintritt des Versicherungsfalls mitzuteilen. Die andere Kasse hat der ftüheren
ihre Aufwendungen im vollen Umfang zu ersetzen.

«§7.

Den Krankenkassenim Sinne dieser Verordnung stehenknappschaftlicheKrankenkaser gleich.
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§ 8.

Für Mitglieder Von Ersatzkassen (§§ 503ff. der Reichsverficheruiigsordnung),welche dem

zur. freiwilligenVersicherung oder Weiterverficherungbei einer Krankenkasse nach der Reichs-

vekfichekungsokdmmgberechtigten Personenkreis angehören, gelten die vorstehenden Vorschriften
ent prechend.

· Bestimmungen in der Satzung»einerErsatzkassanach denen ein Mitglied bei Übernahme
einer Beschäftigungim vaterländischenHilfsdienstaus der Kasse ausscheiden müßte oder einen

·

sonstigenRechtsnachteil erleiden würde, bürer Mcht gelicndHienmchtWeide-U-
» Mitglieder von Ersatzkassen, die eine landwirtschaftlicheBeschäftigungerst nach dein
Inkrafttreten des Gesetzes über den vaterländischenHilfsdienst und voraussichtlich nicht über dessen
Geltungsdauerhinaus übernehmen,stehen den vorübergehendin der Landwirtschaft beschäftigten
gewerblichen Arbeitern im Sinne des § 434 der Reichsverficherungsordnunggleich.

§ ki.

« Deutsche, die iii dem von deutschen Truppen besetztenAusland von deutschenArbeit-
gebern im vaterländischenHilfsdienst beschäftigtwerden und nicht schonauf Grund der Bekannt-

inachung Vom 14, Dezember 1916 (Reichs-Gesetzbl.S.1383) versichertsind, werden hinsichtlich

dkr·;l3jersicl)eruiiggegen Krankheit den im § 1 der genannten Bekanntinachung bezeichnetenPersonen
g et gestellt. .

, · ·

«

Sie sind versicherungsfrei,wenn ihnen gegen einen Arbeitgeberder im §169 Abs. l der

VelchsversicherungsordnungbezeichnetenArt für den Fall der Krankheit ein Anspruch gewährleistet
lik, der einem der in der genannten Vorschrift bezeichnetenAnsprüchemindestens gleichwertigist.
Das Krieg-samt bestimmt oh der Anspruch gleichwertigist.

Ill. Unfallversicherung

§ 10.

» Tätigkeitenim vaterländischenHilfsdienst,die den reichsgesetzlichenVorschriften über
lIllifallversicherunguni deswillen nicht unterliegen, weil sie im Ausland ausgeführtwerden und
mcht als unselbständigerBestandteil (Ausstrahlung) eines inländischenBetriebs anzusehen sind,
werden der Unfallversicherung unterstellt

Dabei gelten folgende Vorschriften:
1. Träger der Versicherung für diese Hilssdienstleistungenist das Reich.

»

2. Der Reichskanzlerbestimmt die Ausführungsbehörden(§§ 892, 1033, 1218 der Reichs-
verllcherungsordnung)und erläßt die Aussührungsbeftimmungen(§ 895 der Reichsversicherungs-
denungs Er kann den Erlaß von Ausführungsbeftmimungenanderen Behörden übertragen.

Zi. Die Unfallentschädigungwird nach einem einheitlichenJahresarbeitsverdienstebe-
rechnet Dieser beträgt:

a) bei gewöhnlichenlandwirtschaftlichenArbeitern . . . 1200 Mark,
b) bei gewerblichenArbeitern und landwirtschaftlichenFacharbeiterii -1800 Mark.

»
Bei Betriebsbeamten ist, vorbehaltlich der Kürzung nach §563 Abs. 2 der Reichs-

VFVIIFherungsordnungder auf ein volles Jahr zu berechnende, verdiente Entgelt maßgebend.
OTHERder Jahresarbeitsverdienft nicht den unter Nr. Zb angegebenen Betrag, so gilt dieser als

Otlbresarbeitsverdienst
v

»
4. Sofern nicht das Reich selbst Unternehmer der Arbeiten ist, hat dieser für die Unfall-

crilcherungeine Prämie zu zahlen. Sie beträgt:

a) für einen gewöhnlichenlandwirtschaftlichenArbeiter täglich6 Pf.,
b) für einen gewerblichen Arbeiter oder landwirtschaftlichenFacharbeiter täglich9 P-f.,
e) für einen Betriebsbeamten entsprechendder Dauer seiner Beschäftigung1112 vom

Hundert des verdienten Entgelts, mindestens aber täglich9 Pf.

la
,

ö. Der Unternehmer (Nr. 4) hat für jeden Monat spätestensdrei Tage nach dessenAb-
Uf der Ausführungsbehördeeinen Nachweis über die Zahl der Arbeitstage jeder der unter

i

EI) und b) bezeichnetenGruppen von Arbeitern und über den von Betriebsbeamten (Nr. 4e)
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verdienten Entgelt vorzulegen Für den Fall der Säumnis gilt FRUO der Reichsversicherungs-
ordnung entspreche11d.« »

Die Form für den Nachweis schreibt die Aussührungsbehördevor.

6. Nach jedem Kalendervierteljahre berechnet die Ausführungsbehördeauf Grund der

Nachweise und der unter Nr· 4 angegebenen Sätze die Prämien und stellt die Heberolle auf-
«

Jedem Unternehmer ist ein Auszug aus der Heberolle mit der Aufforderung zuzustellen,
die festgesetztePrämie zur Vermeidung der Zwangsvollstreckung binnen zwei Wochen einzuzahlen
Der Auszug muß die Angaben enthalten, die den Zahlungspflichtigen in Stand setzen, die

Prämienberechnungzu prüfen
Für den Einspruch und die Rechtsmittel gelten dies§§ 814 bis 817 der Reichs-

versicherungsordnung entsprechend.
7. DieAussührungsbehördebestimmt, wer die Unfälle zu untersuchen hat.
8. Hält der Berechtigte sich im Ausland aus, so ist über die Gewährung, Ablehnung

oder Neufeststellungder Unfallentschädigungohne vorhergehenden Bescheid und Einspruch alsbald

Endbescheid zu erteilen (§ 1610 der Reichsversicherungsordnung).
9. Zur Entscheidung über Berufungen und Beschwerden ist das Oberoersicherungsamt

Groß Berlin ausschließlichzuständig.
§ 11.

Wer im vaterländischenHilfsdienst in der Land- und Forstwirtschaft eine Beschäftigung
übernimmt, nachdem er in den dein erstmaligen Eintritt ist-eine land- oder forstwirtfchastliche
Hilssdiensttätigkeitvorangegangenen-zwölfMonaten mindestens sechsundzwanzigWochen oder un-

mittelbar vorher mindestens sechs Worhen gewerblich beschäftigtwar, gilt, sofern er nicht als Be-
triebsbeamter beschäftigtwird, für die Unfallentschädigungals Facharbeiter im Sinne des §92:3
Abs. F-; der Reichsversicherungsordnung,auch wenn er nicht als solcher tätig ist.

§ -12.

Werden dem Berechtigten Gebührnisseauf Grund des des Dfsizierpenfionsgefetzes
oder der §§ 19ss. des Militärhinterbliebeneugesetzesgewährt, so sind-sie auf die Unfallrente, die

auf dieselbe Zeit entfällt und aus dem gleichenGrunde gewährtwird, anzurechnen Jn gleicher
Weise sind die Gebiihrnisse des Verletzten auf die Angehörigenrentet§ 598 der Reiclssversicherrtngs-
ordnung) anzurechnen.

§ 1::.

Die Übernahmeeiner Beschäftigungim vaterländischenHilfsdieust sowie der dabei erzielte
Lohn dürfen in einem Unsallentschädigungsverfahrenbei der Feststellung, ob und in welchem Masse
der Verletzte durch den Unfall in seiner Erwerbsfähigkeitgeschädigtist, nicht verwertet werden

IV. Juvnlideu- und Hinterblicbeuenversicherung.

§ 14.
« Wer eine die Invaliden- und HinterbliebenenoersicherungbegründendeBeschäftigungvor

seinem Eintritt in den vaterländischenHilfsdienst nicht ausgeübt hat und auch nach dessen Be--

endigung voraus-sichtlichnicht ausüben wird, unterliegt wegen einer im oaterläudischenHilfsdienst
übernommenen an sich versicherungspflichtigenBeschäftigung der Versicherungspflichtnur dann,
wenn er binnen zwei Monaten nach der Verkündungdieser Verordnung oder, sofern das Be-

schäftigungsverhältnisspäter beginnt, nach diesem Zeitpunkt von dem Arbeitgeber die Leistung von

Beiträgen verlangt. Geschieht dies, so hat der Arbeitgeber hierüber dem Beschäftigtenauf Wunsch
eine Bescheinigung auszustellen

"

Werden jedoch ohne eine Erklärungim Sinne des Abs. 1 Satz 1 für die Dauer der an

sichversicherungspflichtigenBeschäftigungBeiträge entrichtet, so dürfen die Leistungen der Invaliden-
und Hinterbliebenenversicherung nicht deshalb abgelehnt werden, weil die Beiträge zu Unrecht ent-

richtet seien
§ lä.

Vorbehaltlich des JU- Abs. 1 begründeteine Beschäftigungim Ausland auch dann

wenn § 1330 der Reichsversicherungsordnung nicht zutrifft, die Versicherung Zuftändig ist die
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Versicherungsanstalhderen Bezirk dem Beschäftigungsortam nächsten-liegt. Die Lohnklassc
bestimmt sich, soweit sie vom Ortslohn abhän t, nach dem Ortslohn am Sitze dieser Versicherungs-
anstellt (§ 1246 Abf. 2 Nr. 3 der Reichsvericherungsordnung).

§ 16.

Die Übernahme einer Beschäftigung ini vaterländischenHiljsdienstsowie der dabei
U·-sielteLohn dürfen im Rentenverfahren bei der Feststellung ob Erwerbsfähigkeitoder ob Erwerbs-

unfähigkeitvorliegt, nicht verwertet werden.

V. Angestellteiiversicherung.

§ 17.

1 Tätigkeiten im VaterländischenHilfsdienst,die den-reichsesetzlichenVorschriftenüber
:-lngestelltenversicherunguni deswillen nicht unterliegen, weil sie ini »us·landausgeführtwerden

und auch nicht als unselbständigerBestandteil (Ausstrahlung) eines inlandischenBetriebs anzusehen
"!Id, werden der Angestelltenversicherungunterstellt

§ 18.

. Wird ein nach den reichsgesetzlicheuVorschriftenüberAngestelltenversicherungVersichertcr
im vaterländischenHilfsdienst in einer Tätigkeitbeschäftigt,die nach dem Versicherungsgesetzesiir
Tngestelltenicht versichertist, so werden die Kalendermonate, in«denen diese Tätigkeitausgeübt
Wlkkb als Beitragsmonate im Sinne der §§ 15, 49 des Versicherungsgesetzesfür Angestellte
allgerechnet

VI. Schlußvorfchristen.

§- 19.

.. »

Der Reichskanzler wird ermächtigt,weitereBestimmungenzur Durchführungder Ver-

lscherungzu erlassen. Soweit dies nicht geschieht oder diese Verordnung nichts anderes ergibt,
lind die Vorschriften über die reichsgesetzlicheArbeiter- und Angestelltenversicherungsinngeinäß
anzuwenden

«

§ 20.

Diese Verordnung- tritt mit Wirkung vom 6. Dezember 1916 in Kraft.

Berlin, den 24. Februar 1917.

Der Stellvertreter des Reichskanzler-s

1)1-. Heiffekicn

Berlin, den 6. März 1917.

is. « VorstehendeVerordnung (Reichs-Gesetzblatz1917 Seite 171 bis 176) wird hiermit zur
-utintnis der Marine gebracht-

Der Staatssekretär des Reichs-Marine-Amts.

»
Jm Auftrage.

I« HI- 7404- Erler.



Seite fis-—-

76 —-

Nr·. 79.

Bekanntmachung,betreffend Bestimmungen zur Ausführung des § 7 des Gesetzes
über den vaterländischenHilfsdienst. Vom I. März 1917.

Der Bundesrat hat auf Grund des § 19 des Gesetzesüber den vaterländischenHilssdienst vom

5. Dezember 1916 (Reichs-Gesetzbl.S. 1333) mit Zustimmung des vom Reichstag gewählten
Ausschusses folgende Verordnung erlassen:

§ 1.

Zum Zwecke der Heranziehung zum vaterländischenHilfsdienst haben die Ortsbehörden
eine Nachweisung zu liefern, in die alle in der Zeit nach dem 30. Juni 1857 und vor dem
1. Januar 1870 geborenen, nicht mehr landsturmpflichtigen männlichenDeutschen aufzunehmen
sind, soweit sienicht unter die im § 5 dieser Verordnung vorgesehenenAusnahmebestimmungen fallen.

sDie Nachweisung ist in Form einer Sammlung von Karten, für die das anliegende
Muster maßgebendist, anzulegen und«bis zum 31. März 1917 dem zuständigenEinberufungsi
ausschusse (§ 7 Abs. 2 des Gesetzes) zur Verfügung zu stellen. Bestehen sür den Bezirk einer

Ortsbehördemehrere Einberufimgsausschüsse,so regelt die Kriegsamtsstelle die Zuständigkeit

§
Die im § 1 Abs. 1 bezeichnetenPersonen haben sich auf öffentlicheAufforderung der

Ortsbehörde zu der in der Aufforderung bestimmten Zeit bei der darin angegebenen Stelle

persönlichzu melden und die für die Ausfüllung der Meldekarten (§ 1 Abs. 2l erforderlichen
Angaben zu machen.

·

Die Meldung hat am Wohnort des Meldepflichtigen zu erfolgen.

c)
-·

Von der persönlichenMeldung ist befreit, wer sich bis zu dem in der Aufforderung
bestimmten Zeitpunkt bei der darin angegebenenStelle schriftlichunter ordnungsmäßigerAusfüllung
der vorgeschriebenenKarte meldet. Für diese Karte ist ebenfalls das anliegende Muster maßgebend.

Jn der Aufforderung ist bekanntzugeben, wo die Meldepslichtigendie Meldekarten erhalten.

§4.

· , Genügendie Angaben in der schriftlichenMeldung nicht oder bestehen Bedenken gegen
ihre Richtigkeit,so hat der Meldepflichtige sie zu ergänzen oder aufzuklären Die Orts-behörde
kann·ihn zu diesem Zwecke vorladen und sein Erscheinen nach den landesrechtlichen Vorschriften
erzwingen

§ 5·

Von der Aufnahme in die Nachweisungen und von der Ellteldepflichtsind ausgenommen
die Personen, die mindestens seit dem 1. März 1917 selbständigoder unselbständig im Haupt-
beruf tätig sind «

im Reichs-, Staats-, Gemeinde- oder Kirchendienste,
in der öffentlichenArbeiter- und Angestelltenversicherung,
als Ärzte,Zahnärzte, Tierärzte oder Apotheker,
in der Land- oder Forstwirtschaft,
in der See- oder Binnenfischerei,
in der See- oder Binnenschiffahrt,
im Eisenbahnbetrieb, einschließlichdes Betriebs der Klein- und Straßenbahnen,
auf Werften,
in Berg- oder Hüttenbetrieben,

. in der Pulver-, Sprengstoff-, Munitions- oder Waffenfabrikation,
. in einzelnen kriegswichtigenBetrieben, die von den Kriegsamtsstellen für ihre Ve-

zirke bezeichnetwerden.

HCFDIDNFDPIPPINH
s-p-«

» ·

Auf die hiernach für den Bezirk einer Ortsbehörde bestehendenAusnahmen ist in der

öffentlichenAufforderung hinzuweisen
"
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§ 6.

Gibt ein bisher nach§ 5 von der MeldepflichtBefreiter die dort bezeichnete Tätigkeit
Auf oder wechselt er seine Beschäftigungsftelle,so hat er sichspätestensam dritten darauffolgenden
Werktagbei der von der Ortsbehörde öffentlichbekanntzugebendenStelle persönlichzu melden
m1d die für die Ausfüllung der Meldekarte(§ 1 Abs. 2) erforderlichenAngaben zu machen. Die

Meldunghat ain Wohnort, bei dessen Wechsel am neueanohnort zu erfolgen. Sie kann auch
schriftlichunter ordnungsmäßigerAusfüllung der vorgeschriebenenKartebis zu deinvon der Orts-

behördebestimmten Zeitpunkt geschehen;dabei gilt § 4.« Die Ortsbehörde gibt die ausgefiillte
Meldekarte an den zuständigenEinberufungsausfchußweiter.

Außerdem hat der Arbeitgeber, wenn ein bisher nach § 5 von der Meldepflicht Befreiter
die dort bezeichneteTätigkeitbei ihm ausgibt»dies spätestensam drittendarauf folgendenWerk-
lag dem zuständigenEinberufungsausschusfemitzuteilenBei Beschaftigungenim Reichs-, Staats-»
Gemeinde- oder Kirchendienste hat der unmittelbare Vorgesetztedie Mitteilung zu machen«

Die Vorschriften im Abf. 1, 2 beziehen sich Nicht aus den »Fall,daß ein bei einer
Reichs-, Staats-, Gemeinde- oder Kirchenbehördeangestellter oder beschäftigterBeamter zwecks
Verwendungan einer anderen Dienststelle derselbenBehörde oder nii Dienste einer anderen Be-
lJiirde versetzt oder vorübergehendabgeordnet wird.

§ 7.

Gibt ein in die NachweisungAufgenominener seine bisherigeTätigkeitauf oder wechselt
er seine Beschäftigungsstelleoder seine-Wohnung,so hat er dies spätestensam dritten darauf
folgenden Werktag dem zuständigenEinberufungsausfchussemitzuteilen Dabei ist eine neue

Tätigkeit,Beschäftigungsstelleoder Wohnung anzugeben. Uber die Meldung des Wohnungswechsels
bestimmt das Kriegsamt, iii Bayern, Sachsen und Württembergdas Kriegsniiiiifteriiimdas Nähere

§ s.

Die Vordkucke für die Meldekarten stellt das Kriegsamt, in Bayern, Sachsen uiid
Wurttenibergdas Kriegsininisteriumden Ortsbehördenzur Verfügung

«
Die den Oktsbchördendurch-dieAufstellungder Nachweisungenund durch die späteren

Yieldungenund Mitteilungen (§§ 6, t) nachweislich entstandenen Kosten trägt das Reich. Sie
imdbei dem vom Kriegsamt, in «Bayern,Sachsen und Württembergvom KriegsniinisteriumzubezeichnendenEinberufiiiigsausschiisseoierteljälirlirhanzufordern.

«

§9.

»
Die Landeszentralbehördenbestimmen, welche Stellen als Listsbehördeniin Sinne dieserVerordnunggelten. -

§ 10.

»
Mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder init Geldstrafe bis zu sechshundert Mark

wird bestraft, wer bei der Meldung (§§ L, Z, § 6 Abs. 1).wissentlichuiiwahre Angaben macht-
» «

Mit Geldstrafebis zu einhundertfiinfzigMark oder mit Haft wird bestraft, wer die in
§§ L, Z, 6, 7 vorgeschriebenenMeldnngen oder Mitteilungen schiildhaftunterläßt

J§ 11.

Die Verordnung tritt mit dein Tage ihrer Verkündungin Kraft.

Berlin, den 1. März 1917.

Der Stellvertreter des Reichskanzlers.
Dr. Helfserich



Anlage.

Meldeharte für Hilfsdienftpflichtige.

Staat: »-, Gemeinde:

Bezirk:

1. Familienname: ....................................................

.., Vornance:
Z. Wohnung: Gemeinde: ............................................. ,,,, »

, Straße Nr.

Z. Geboten am (Tag, Monat, Jahr):

.«-J(.i-l—
Familienstand: ledig, verheiratet, verwitwet, geschieden.
Zahl der im Haushalt lebenden Kinder unter 15 Jahr:

(Zutreffeudes unterstrelcheri.)

. Welche Berufstätigkeitüben Sie gegenwärtigaus?

T. Stellung im Beruf: selbständig,Betriebsinhaber, Meister-, Hausgewcrbetreibender, Angestellter-,

HI-

9.

10.

11.

12·

13.

14.

15.

16.

Werkmeister-, Geselle, Arbeiter, Heimarbeiter,»

(8Utressendeö unter-streichen)

Art und Name des Betriebs (Geschäfts usw.«):

Sitz des Betriebs (Geschc"iftsusw.): Gemeinde:. . ..

.,

Tag des Eintritts in diesen Betrieb (Geschäftusw.):
Gelernter Beruf:

Besondere Fachkenntnisse:

Besondere Sprachkenntnisse:
Melden Sie sich hiermit freiwillig zum oaterländischenHilfsdietist?
Würden Sie Arbeit in der Landwirtschaft anderer Arbeit oorziehen?
Envaige schwere Gehn-them
Besondere Bemerkungen: ................................ »

Straße Nr.

., deix 1917.

Unterschrift:

Berlin, den JU. März 1917.

VorstehendeVeröffentlichung(Reichs-Gesetzblatt 1917 Seite 202 bis 205) wird hiermit
zur Kenntnis der Marine gebracht.

F. Ill.

Der Staatssekretär des Reichs-Marine-Amts.

Jm Auftrage.
THIS. Erler.



Die Aus·ü run sbestiminungen
Verokdmmsqthung16. Juli 1915 (-MarineverordnungsblattSeite 246 und 263) werden, wie fo

.

Nr. 80.

Eutschädigungen bei Dienstreisen während des Krieges.

Berlin, den 8. März 1917.

zur AllerhöchstenKabinettssOrdre voni 20. Juli 1915 und
lzurgt,

erläutert und ergänzt:
I.

UI.

Als »Dieiistreisen«im Sinne der AllerhöchftenKabiiietts-Ordreooiii »20.Juli 1·9l.-3und der

Verordnung ooin 16. Juli 1915 (MarineoerordnungsblattSeite 24() und Seite 263) sind
alle zur Erledigung besonderer dienstlicherAuftrage auszusuhrendenReisen anzusehen,bei

denen der Reisende den Standort (Kriegsuiiterkunftsort)oerlassenund nachErledigungdes

Auftrages entweder dahin zurückkehrenoder unmittelbar sich nach einein sür ihn als neuen

Standort (Kriegsunterkunftsorybestimmten Ort begeben muß. —

Zu den Dienstreisen zählen z. B.:

a« Rei«en in Verwaltun«saiielegenheitea » «

isReisenzur Abhaltung;odekiBeiwohnuiig oon·Besichtigungendurch Trugpenbefehlshqbek
bis zum Bataillons-Kommandeur ·bzw.Abteilung33-Kommandeurabwärts,

(««)Reisen zur Teilnahme aii Iliiterricht53-,·Unterweisungs-und Ausbildungslehrgängen
«

oder zum Kennenlernen besonderer»Einrichtungen,
CI Reisen zum Kriegsmusterungsgeschast,. · . · .

l
. . .

O) Reisen zur Abnahme von MaterialieneinschlietzlichPulvervundMunition,
f) Reisen zu Vertretungen inlauziwartigeirDienststellemin diesemFalle haben.Beamte

für die Dauer der Zuständigkeitoon klieiseentschadigungenkeinen Anspruch aus Kriegs-
zulage »außerhalbdes Standorts«.

Soweit hiernach Dienstreiseiiauch im Etappen- und Operationsgebietiii Frage
kommen, wird sich in der Regel dieSicherstellung von Quartierund Verpslegungermöglichen
lassen; Reiseentschädigungensind hier nur ausnahmsweise dann zahlbar, wenn unentgeltliche
Hergabe von Quartier mit oder ohne Verpflegung ausgeschlossenist.

. Reifeeiitschädigungensind nicht zuständig:

a) bei Reisen anläßlichder erstmaligen Anstellungoderder Einberufungzum Heeresdienst
iDienstaiitrittsreisen)— soweit nicht nach den·bestehendenBestimmungenverordnungs-
mäßige Fuhrkosten und Tagegelder zahlbar sind «——sowiebei Reisen infolge Aufgabe
einer Kriegsstelle und Übernahmeeiner anderen(Wechsel der Kriegsstellex
bei Reisen, die durch den eigentlichenTruppeiidienft,insbesondereden Truppeiifrontdienst,
bedingt werden (Kommandos im Truppendienst), wobei auch die Führer und Begleiter
sämtlicher Kriegs-(auch Pulver- und Munitions-)transporte in Betracht kommen,
und zwar auch für die Tage ihrer Hin- und Rückreisezur Übernahmeoder nach
Ablieferung der Traiisporte,

«

"

e) bei den übrigen iii Ziffer 1, 33 der AllerhöchstenKaliiiietts-Ordre vom 20. Juli 1915

bzw. Artikel 1 Ziffer 8 der Verordnung vom 16. Juli 1915 erwähntenReisen.

b)

Bei den unter U. ausgeführtenReisen — ini Heimat-, Opcriitions- und Etiippengebiet oder
oon dein zu dein anderen Gebiet — wird für die Reisetageund für die Dauer des Auf-
enthalts am Kominandoort grundsätzlich freie Unterkunft und Berpflegung gewährt; soweit
dies ausnahmsweise nichtmöglichist, sind die Reisendenmit der tarifgemäßenGeldvergütung
für das Quartier sowie mit den nach der Kriegs-Verpflegungsvorschriftnebst den dazu
ergangenen AiisführungsbestiinniiingenzustehendenGeldvergütungenabzufinden.

. Sind aus dienstlicher Notwendigkeit regelmäßigwiederkehrendehäufigereReisen mit Über-

iiachtuiig außerhalbdes Stand-(Kriegsunterkunfts-")oktsauszuführen,die im sichals Kommandos

im Truppendienst anzusehensind, z. B. ooii Vorgesetztender Grenzabschnitts- und Überwachungs--

kominandos, so können, wenn die unentgeltliche GewährungVon Quartier und Verpflegung
nichtmöglichist,Entschädigungenin Grenzen der fürDienstreis en festgesetztenReiseentschädigungen
—-— auch als Pauschvergütungen— zugebilligt werden. Die Festsetzung der Entschädigungen
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würde von Fall zu Fall auf Grund eingehend begründeterAnträge durch die zuständige

Jntendanturzu bewirken fein.
Soweit bisher bereits Vorstehendementsprechendoder hiervon abweichend verfahren ist,

behält es dabei sein Bewenden.

Der Staatssekretär des Reichs-Marine-Amts.

Jn Vertretung
cl-. 11. 3524. Dr. Schramm

Nr. 81.

Löhnungszufchuß,Unterkunftsentfchädigung.

Berlin, den 9. März 1917.

Löhnungszuschüsse(beide Arten) und Unterkunftsentschädigung(Marineverordnungsblatt 1916

Seite 279 Nr. 250) sind bei Arrest und bei Versetzungin eine niedrigere Löhnungsklassefortzu-
zahlen, weil diese Gebührnissefür die Familie bestimmt sind-

Ausgleiche für die rückliegendeZeit sind nicht vorzunehmen ·

Die Kriegs-Geldverpflegungsvorschrift wird im § 17a, Ziffer 7, ergänzt werden.

Der Staatssekretär des Reichs-Marine-Amts.

Jn Vertretung
cl-.111.2895. Dr. Schramm

Nr. 82.

Feldpostverkehr mit Luxemburg.

Berlin, den 22. Februar 1917.

Jm Verkehr mit Einwohnern des GroßherzogtumsLuxemburg können die Angehörigen des Feld-
und Besatzungsheeresoffene Vriefsendungen unbeschränktabsenden und empfangen

Die Briefe gehen nicht über Vermittlungs-Postämterwie im Feldpostverkehrmit dem
neutralen Ausland — Erlaß vom 22. November 1916 (A. V. Bl. S. 505) und vom 27. Dezember
1916 (A. V. Bl. S. 583). — Ein Umfchlag mit der Adresse des Empfänger-Zwie im Feldpvfi-
verkehr mit der Heimat genügt.

«

Jm Auftrage.
v. Weiß.

Berlin, den 1(). März 1917.

Vorstehender Erlaß wird mit Bezug aus die Verfügungen vom 29. November 1016

A.1V.13413 (Marineoerordnungsblatt Seite 304) und vom 9. Januar 1917 cl-. II. 226

fMarineverordnungsblatt Seite 6) zur gleichmäßigenBeachtung zur Kenntnis der Marine gebracht.

Der Staatssekretär des Reichs-Mariae-Amts.

Jn Vertretung
cl-. II. 3314. Dr. Schramm.
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Nr. 83.

Feldpostverkehrmit dem Auslandr-
Berlin, den 10. März 1917.

Die Bestimmungen der Verfügungen voiii 29. Nooeniber1916 -— IV. 13413 — und 9. Januar
1917 — Cl-. II, 226 — (MarineverordnungsblattSeite 804 und Seite ·6)über den Feldpostoerkehr
zwischendem Feldheer, den Besatzungstruppenin Liixcmburg,Belgienund Ruszland mit dem

leindlichenund deiii neutralen Ausland sowie mit Bullgarienund derTurkei finden auch auf die Be-
amten und Angestelltender deutschen Heeres-:Marine- und Zivilverwaltungsbehördenund auf
die im Dienste der Heeres-, Marine- und Ziviloerwaltungstehenden Arbeiter in den besetzten
Gebieten Anwendung; auch ihr Feldpostverkehrmit dein Auslande muß über die »Vermittlungs-
Postäniter«gehen.

Für den Verkehr niit der Zivilbevölkeruiignach den besetztenGebieten tzu denen Luxeni-
bukg nicht zu rechnen ist — s. Verfügungvoin 10. M«ärz.·19t7

— cl-. II. 3314 — Marine-

UetordnungsblattSeite 79) und innerhalb dieser·geltendie sur diesen-Postverkehrvon ldenGeneral-

Eouvernenientsusw. erlassenen besonderenBestlmmUUgeUZ»»»gCschIOsseUeFeldpostbklefe«TM die

lmvohner dieser Gebiete und von ihnen sind danach unzulassig.

Der Staatssekretär des Reichs-Marine-Amts.

Jn Vertretung.
cl-.ll.3315. Dr. Schramm.

Nr. 84.

Entfernungen für die Berechnung der Umzugsgebührnisse.

Berlin, den 12. März 1917.

JvalgeVerlängerung der Eisenbahnstreckenhaben sich die Entfernungen für die Berechnungder

mzugsgebührnissevon und nach Flensburg teilweise geändert.

,
Die im Marineoerordnungsblatt für 1907 Seite 824 und in Beilage 3 der Marine-

Relfeordnungenthaltene Entfernungstabelle ist unter lfd.·Nr. 5 folgendermaßenhandschriftlich
berichtigen:in Spalte 5 -——- 90, in Spalte 7 = s. 360, in Spalte 8 = 90 Und in Spalte 11

«

kni.
Der Staatssekretär des Reichs-Marine-Amts.

Jn Vertretung.
Ck Il. 2730. Dr. Schramin.

Nr. 85.

Verwendung von Medizinstudierenden in Stellen von Unterärzten.:

Berlin, den 10. März 1917.

UJUErgänzungder Verfügungen voiii 21. August 1915 (Marineverordnungsblatt Seite 281) und

hPm,29. Januar 1916 (Marineoerordnungsblatt Seite 19) wird für die Dauer des inobilen Ver-
altmssesbestimmt:

V »
Zur Ernennung zum Feldunterarzt kann den Medizinstudierenden der Marine, die die

VTPkalmgvollständigbestanden haben, von jetzt ab auch die vor der ärztlichenVor-prüfungim
atinesanitäisdienstzurückgelegteDienstzeit angerechnet werden, sofern sie die sonstigen für die
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Verwendung in Unterarztstellen vorgeschriebenenBedingungen erfüllt haben und von ihren nächsten
marineärztlichenVorgesetztenals durchaus geeignet für den Dienst als Feldnnterarzt erklärt werden.

Der Staatssekretär des Reichs-Marine-Amts.

Jn Vertretung.
GA. 967. Uthemann.

Nr. 86.

Verteidiger.
Berlin, den 24. Februar 1917.

Der Rechtsanwalt Dr· Paul Walter Burmester in Hamburg wird auf Grund des § 341

Absatz 3 der Militärstrafgerichtsordnungzum Verteidiger bei den Kriegsgerichten und Olierkrieac--
gerichten der Marine ernannt.

Der Staatssekretär des Reichs-MarinesAmts.

Jm Auftrage.
A. II-1. 2111. Dr. Felisch.

Nr. 87.

Torpederofsiziergehälter.

·

Berlin, den 5. März 1917.

Es beziehen die Gebührnisseihres Dienstgrades:

(A. K. O. V. 27. 8. 1916.)

. . . Eei unkt « .

Nr» Dienstgrad Name desJETrückensOtation

1 Torpeder-Leutnant
der Seewehr II Flemming l

0

2 - Löwe . N

B - Peltzer l
1" 8« lb

0

4 - Braese N

Der Staatssekretär des Reichs-Marine-Amts.

Jm Auftrage.
B.IX.12-24. Trendtel.
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Nr. 88.

Zeichnung auf Kriegstmleihe durch Angehörige der Marine.

Berlin, den 13)’.März 1917.

Zur Bestreitung der durch den Krieg erwachsenen Ausgaben ist im Reich eine neue (secl)ste)
r· s l

·

—

" · ·ieg an ethe
z »JaDeutsche Reichsanleihe,
41,-«»0'«»-"oDeutsche Reichsschatzanweisungen—

auslosbar mit 110 Ozlobis 120 0,-«"»—-

ausgelegt worden-
. .

.

i mm s-dlu·. m April 1917 mittags«1Uhr; ·sur Feldzetchnungemaber nur auf
5 u-»Reichsgkcxhseihegbisizki10 000 verlängert sich die Zeichnungsfrist bis 16. Mai 1917.

Die Versendung der Feldzeichnungsscheinzwird seitens derReichsbank (Zeichnungsstelle1
veranlaßt Etwaiger Mehrbedarf wäre bei dreser Stelle entl. unmittelbar anzufordern.

Die Feldzeichnungssrheinesind möglichstgesammelt der Zeichnungsstelleeinzuseuden.
- itnktli e Jnnehaltung der Einzahlungsterminesp—ersteEinzahlungbis April, für

FeldzeichmckjgcuKrfReirlssanleihe bis zu 10 000 M·.bis 1(). Mai 191r ersorderlirl).»Eventuell
ist vorschußweiseZahlung der ersten Rats telegraphischzu beantragen. Alles NahereIst aus den

Zeichnungsscheinennebst Bedingungen ernchmch

Der Staatssekretär des Reichs-Marine-Amts.

Jm Auftrage.

ci-.1v.4057. Dr« Schetbcls

Personalveränderungen.
8- Ernennungen, Beförderungen, Beförderu-

Verfetzungen usw«
-

(:A. Ki. x..1().:-;.191-7.)-
»

" Zum Kapitän sur Ser:
vesptdern «

l Fregattentazitän
iA. K. O. v. Ez. :-3. 1917.) ,j Schultz t.K-ak1);

Zum Fenerwerks-Kapitänlenrnant: zum Fregattkenkapitänx» . . Korvetten apitän
»

Feueriverks-Oberle11t11a11t .

Rlchtcr (Wi1hclm); Wodarz,
zum Korvetteukapitäm

,
8- . »

« 'Z«-0
'

- 8 «

»
- »oum syeueuuerts Qberluitiiant.

Rapzmnleumaut
Feuerwerks-Leutnant Moll (Otto);

zu Kapjtänleutnants:
Oberleutnants zur See

Wolfs;
zum Torpeder-Oberleutuant:

»Ih·
Tot-peder-Leutnant Witschctzky,v. der Marwitk;

O t«maun.
« « · ·ss

w « . »
zu Leutnants der Marineinsauteric

Den Charakter als Tory·ede1«-.Kap1tan- unter Vorbehalt der Patentierungt
»

lcUtUAUt elhalts
» Fäburiche der·Marineinfanterie

Ed lZog-Jede«r-Oberlentnant
a. D. (,;. Zt z· D-) Schutze (Gerhard), Jlling, Voß;

c o .

zu Fähnrichen der Marineinfanterie:
»» , ; - llnteroffiziere

.
-

(-A’R· O· V· J« 191««)
,

Beckcr (Kurt), Zimmermann (Gottfcied), Wenzes,
ZUISVIUJLeutnant der Reserve der Matrosen-

.
· Krausc (Karl), Vincenti;

artillerie (Stockact)), aus der Manne

ausgeschieden und als Leutnant mit zum M akine -Ob erstab s i Ug E Ui cU l·I

Patent vom «1l. September 1913 im Marine-Stabsiugenieur
Füsilier-Regiment 40 angestellt. Hoffmann (.-3ans);



zum Marine-Stabsingenieur:
Marine-Oberingenieur

zum Marine-Oberingenieur:

Marine-Jngenieur
Schmidt (Emst).

"

Ernanntx

Zu Marine-Assistenzärzten unter Anstel-
lung im aktiven Marine-Sanitätskorps:

Marine-Feldhilfsärzte
Grünewald (v Berlin), Sakobielski (v Berlin).

weiter befördert-

Zu Feldwebelleutnauts:

Wachtmeister (Kriegsfreiwilliger) (z. Zt. Osfizier-
stellvertreter)

Hoeck (Lllbert);
Vizefeldwebel der Seewehr II (z. Zt. Osfizier-

stellvertreter)
Lietxow (Paul).

Den Charakter
ingenieur erhalten-

Obermaschinist a. D.

Heszlich (Max), zuletzt von der II. Werstdiv.

als Deckwffiziev

Im Venelaabtenstande.

Vefördert:

Zum Oberleutnant zur See der Reserve
des Seeoffizierkorps:

Leutnant zur See der Reserve
Müller (Rudolf) (l Oldeuburg);

zu Leutnants zur See der Reserve
des Seeosfizierkorps:
Vizesteuerleute der Reserve

Müller (.6einrich) (Jülich), Neugcbauer Bautzen);

zu Leutnants der Reserve der

Matrosenartillerie:

Vizefe uerwerker der Reserve

Seeba (II Hannover), Julius (Bremerhaven);

zu Leutnants zur See der Reserve
des Seeoffizierkorps:
Vizesteuerleute der Reserve

Löwe (Kakl Friedrich) (ll1 Hamburgh von Procck
(lll Hamburg), Clavier (Stettm),
Berningcr (l Bremen);

· zum Leutnant der Reserve der

Matrosenartillerie:
Vizefeuerwerker der Reserve

Melech (Duisvurg);

zuLeutnants zur See der Reserve
des Seeoffizierkorps:
Vizesteuerlente der Reserve

Schünke (Stettin), Niedcrmcycr (Li·1beck),Hohlweg
(Deutsch Krone), Jakobs (lU Hamburg);

zu Leutnauts der Reserve der

Matroseuartillerie:
Vizefeuerwerker der Reserve

Brinkmann (Herbekt)(II Hannover), Sieger(Hage1c) ;

zu Leutnants zur See der Reserve
des Seeoffizierkorps:
Vizesteuerleute der Reserve

Wackernagel (Bremerhaven), Hengcr (I Bremeu),
Thau (ll Dresden), Müller (Wtlly)
(Solingen), Lehmann (Erich) (Danzig),
Becker (Ntcolai) (lll Hamburg), Jürgens
(Rendsburg);

zu Leutnants der Reserve der

Matrosenartillerie:
Vizefeuerwerker der Reserve

Matten-Z (Theodor) (II Oldenburg),
(Coesfeld);

zu Leutnauts zur See der Reserve
des Seeoffizierkorps:

Vizesteuerleute der Reserve
Giermann (Il Braunschweig), Rccckmann (Stade);

zum Leutnant der Reserve der

Matrosenartillerie:
Vizefeuerwerker der Reserve

Bock (11 Dortmund):

zum Leutnant zur See der Seewehr Il

des Seeoffizierkorps:
Vizesteuermann der Seewehr ll

Praescnt (Ill Hamburg);

zu Oberleutnants der Reserve der

Marineinfanterie:

Leutnants der Reserve
Ulhorn (l Oldenburg), Schrag (l Oldenburg),

Huch (Nürnberg), Erbe slI Cöln), Elsing
(Benno) (»Recklinghausen);

Kaldewcy

zu Leutnants der Reserve der Murme-

infanterie:

Vizefeldwebel der Reserve

Grabcnhorst (11 Hannover), Frei-ich (l Dortmund),
Golücke (Hagen), Flictcr (Elb«erfeld),
Dörncr (Elberfeld), Martin (Il Leipzig),
Kirchhcrr (Cnlw), Sioltz (III Hamburg),
Gsängcr (Ansbach), Vollmcr sl Olden-

burg,), Anth (11 Diisseldorf1, Waldcck
(Albert) (He1-sfeld), Schölcr (Siegburg),
Schönwandt (Vl Berlin), Kastmann
(Ill Hamburg), Ringcl (Lennep)- Meiß
(Solingen), Weise (Vl Berlin);

zum Marine-Stabsingenieur der Reserve:

.
Marine-Oberingenieur der Reserve

Bunje (I Bremen);

zu Marin.e-Jngenieuren der Reserve:

Marine-Jngenieurnspsranten der Reserve
Gieslcr (Siegen), Buhr (lIl Hamburg), Müller

-

(Friedrich) (Rostock);
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zum Mariae-Ingenie«ver Seewehr1:
Marine-Jngenieuraspirant per Seewehr lI

Meyer Gans Theodor) (Mannhe1m).

Für die Dauer ihrer Verwendung im

Kriegssanitätsdienft zu Manne-Feld-
hilfsärzten ernannt:

nichtapprobierte Marine-Unterärzte
(Feldunterärzte)

Fricke (Hildesheim), Alvcrs (Bonn), Straßen
(Bonu), Seit- (Bonn), Peschko (Crefeld),
Brcderlow (V Berlin), Berudt (We1mar),
Scriba (V Berlin).

Zu den Marine-Sanitätsoffizieren der

Reserve zurückversetzt: ,

Marine-Stabsarzt der Seewehr l

Dr. Nuernberg (Erfurt).

Ernannt:

(Allerh. Bestallungen v. B. 3. 1917.)

Brinkmann, Geheimer Oberbaurat, vortragender
Rat im R. M. A, zum Wirtuchen Ge-

heimen Obeibaurat vmir dem Range
der Räte 1. Klasse;

1)1·. Albath, Geheimer lAdmiralitätsrahvor-
tragender Rat un R. A-.,»zumWirt-
lichen Geheimen Admiralitacerat mit

dem Range der Räte 1. Klasse.
Ge eime Admiralitäteräte, vortragende

BauerRäkeim R. M. A» zu Abteilungschefs
rcß im R. M. A.

- araiteri ierte Marine - Jntendantur-

Zaum Lite,zu setatsmäßigenWurme-Inten-
tmz danturräten.

Eh arakterv erleibung :

(Allerh. Patent v.,3. 3. 1917.)
Hahn, Regierungsbaumeister, den Charakter als

Vaurat mit dem Range der Räte

4. Klasse erhalten.

Ernamm

(Staatss. d. R. M. A. v. 23. 2. 1917.)
Schulz(Chrtftoph),Mariae-Weriführer, zum Murme-

Werkmeister.

(Staatss. d. R. M. A. v. 28. 2. 1917.)
Steiuer, char. Marine-Jntendantursekretär, zum

etatsmäßigen Marine - Jntendantur-
sekretär.

versetzt-
(Staatss. d. R. M. A. v.1. Z. 1917.)

Lungsicl, Mariae-Werkführer, von Danzig nachKieL

b. Abschiedsbewilligungen.
(A. K. O. v. 3. 3. 1917.)

Ver Abschied mit der gesetzlichen pen-
sion, der Erlaubnis zum Tragen der bis-
herigen Uniform und der Aussicht auf An-
stellung im Zivildienst bewilligt-

Dem Torpeder-Oberleutnant
Kuhl vom Minendepot Cuxhavetr.

(A. K. O. v. 10.3.1917.)
Auf ihre Gesuche mit der gesetzlichen

pension zur Disposition gestellt-
Der Kontreadmiral

Vertram von der Marinest. d. Ostsee,
der Marine-Oberchefingeuieur

Breitenftcin von der Marmest. d. Ostsee.
Aus der aktiven Seeafsizierlaufbahn

entlassen-
die Fähnriche zur See

Hofmcier (Walter), Jenß.
«

Jm Venelaubtenstandr.
Der Abschied bewilligt-

Dem Leutnant der Reserve der Marineinfanterie
Wattrodt (Bitterfeld).

e. Ordensverleihungem
(A.K. O. v. 27. 11. 1916.)

Die Nettungsmedaille am Bande:
Stark (Otto), Oberleutnant zur See,
Fischer Ernst-, Leutnant zur See.

(A. K. O. v. 30. 12. 1916.)
Das Verdienstkreuz in Gold:

Hossstedt, Wurme-Werkmeister a. D.

(A. K. O. v. 27. 2. 1917.)
Den Königlichen Kronenorden 2. Klasse:

v. Kühlwettcr,Kapitän zur See a. D.

(A. K. O. v. 27· 2. 1917.)
Das Nitterkreuz des Königlichen Haus-Ordens

von Hohenzollern mit Schwertern:
Sieß, Kapitänleutnant·



Nachruf.
Um l5. März x9s7 ist in Berlin der

Wirkliche Geheime Oberbaurat und Ubteilnngschef im

Reichs-Marine-21mt

Dr.-Jiig. E. h. Rudolph Veith
nach längerem Leiden verschieden.

Jn langer Dienstzeit hat der Entschlafene auf allen Gebieten deS

KriegsschiffsmaschinenbaueS unermüdlich gearbeitet, allezeit erfolgreich bemüht,
die neuesten Errungenschaften der Maschinentechnik für die Kriegsschiffsbauten
nutzbar zu machen.

Seinem kräftigen Antriebe Und zielbewußten Vorgehen verdankt die

Marine die heutige hohe Leistungsfähigkeit ihrer Schiffsmaschinenanlagen.
Die Kaiserliche Ukarine betrauert aufs tiefste daS Hinscheiden dieses

hervorragend tüchtigen Beamten, dessen vorbildliche Pflichttreue und gewinnenden

persönlichen Eigenschaften ihm bei Vorgesetzten nnd Untergebenen für alle Zeiten
ein ehrendeS Andenken sichern.

Berlin, den sZ. März x9s?.

Der Stdatssekketäkdes Reichs-Maki»e-21mts.

v. Capelle.

Venachrichtigungen
über

Verschiedenes.

Das Lotsenkommando an der Jade und die Marinelotsenverwaltungan der Jade führen
von jetzt ab die Dienstbezeichnung ,,Marine-Lotsenko1nmando« und »Marine-Lotsen-
verwaltung-c


